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182. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 55 Kirchschlager Straße im Bereich
der Gemeinde Krumbach

1 8 3 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 85 Rosental Straße im Bereich der
Gemeinden St. Jakob im Rosental und Feistritz im Rosental

184. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 142 Obernberger Straße im Bereich
der Gemeinde Helpfau-Uttendorf

185. Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 183 Stubaital Straße im Bereich der
Gemeinden Mieders und Fulpmes

1 8 6 . Kundmachung: Bezeichnung und Emblem des Internationalen Kinderhilfswerkes der Ver-
einten Nationen (UNICEF)

1 8 7 . Kundmachung: Feststellung des Verfassungsgerichtshofes über die Zuständigkeit zur Rege-
lung der unschädlichen Beseitigung von Abfällen

188. Kundmachung: Aufhebung einer Bestimmung des Verwaltungsstrafgesetzes — VStG 1950
durch den Verfassungsgerichtshof

182 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 8. April 1976
betreffend die Bestimmung des Straßenverlau-
fes der B 55 Kirchschlager Straße im Bereich

der Gemeinde Krumbach

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1975 wird ver-
ordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 55
Kirchschlager Straße wird im Bereich der Ge-
meinde Krumbach wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 9,0, verläuft in einem Abstand bis zu
30 m rechts von der alten Trasse und erreicht
dieselbe wieder bei km 9,350.

Im einzelnen ist der Straßenverlauf aus der
beim Bundesministerium für Bauten und Tech-
nik, beim Amt der Niederösterreichischen Landes-
regierung sowie bei der Gemeinde Krumbach
aufliegenden Planunterlage (Planzeichen B 55/
45-69; Maßstab 1 : 2880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind der
aufliegenden Planunterlage zu entnehmen.

Moser

183 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 22. April 1976
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 85 Rosental Straße im Bereich
der Gemeinden St. Jakob im Rosental und

Feistritz im Rosental

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1975 wird
verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 85
Rosental Straße wird im Bereich der Gemeinden
St. Jakob im Rosental und Feistritz im Rosental
wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 27,385 (alt/neu) und führt sodann in
gestreckter Linienführung unter zweimaliger
Kreuzung der alten Trasse zur Wiedereinbindung
in die bestehende Trasse bei km 28,70 (alt)/
28,50 (neu).

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten
und Technik, beim Amt der Kärntner Landes-
regierung sowie bei den Gemeinden St. Jakob
im Rosental und Feistritz im Rosental aufliegen-
den Planunterlagen (Katastermaßstab 1 : 2880)
zu ersehen.
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§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung.
Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
den aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Moser

184. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 20. April 1976
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 142 Obernberger Straße im Be-

reich der Gemeinde Helpfau-Uttendorf

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1975 wird ver-
ordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 142
Obernberger Straße wird im Bereich der Ge-
meinde Helpfau-Uttendorf wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 0,3 (alt), verläuft sodann in gestreckter
Linienführung unter Kreuzung der bestehenden
Straße bei km 0,925 (alt) und bindet bei
km 1,467 (alt)/km 1,4 (neu), das ist bei der Ein-
mündung der Wegparzelle 2844/1 KG. Heipfau,
wieder in die bestehende Trasse ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten
und Technik, beim Amt der Oberösterreichischen
Landesregierung sowie bei der Gemeinde
Helpfau-Uttendorf aufliegenden Planunterlagen
(Katastermaßstab 1 : 2880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die

Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Moser

185 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 27. April 1976
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 183 Stubaital Straße im Bereich

der Gemeinden Mieders und Fulpmes

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1975 wird ver-
ordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 183
Stubaital Straße wird im Bereich der Gemeinden
Mieders und Fulpmes wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse zweigt bei
km 3,530 von der bestehenden Trasse ab, umfährt
Mieders nordseitig und bindet nach Überbrük-
kung des Gröbenbaches, Mühlbaches und Grieß-
baches bei km 6,742 wieder in die bestehende
Straßentrasse ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Tiroler Landesregierung
sowie bei den Gemeinden Mieders und Fulpmes
aufliegenden Planunterlagen (Maßstab 1 : 1000
bzw. 1 : 2880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Moser
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1 8 6 . Kundmachung des Bundesministers
für Handel, Gewerbe und Industrie vom
30. März 1976 betreffend die Bezeichnung
und das Emblem des Internationalen
Kinderhilfswerkes der Vereinten Nationen

(UNICEF)

Auf Grund des § 4 Abs. 1 Z. 1 lit. c des
Markenschutzgesetzes 1970, BGBl. Nr. 260, wird

kundgemacht, daß die in der Anlage angeführte
Bezeichnung und das Emblem des Internationalen
Kinderhilfswerkes der Vereinten Nationen
(UNICEF) von der Registrierung nach dem
Markenschutzgesetz ausgeschlossen sind.

Staribacher

Anlage
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187. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 21. April 1976 betreffend die Feststel-
lung des Verfassungsgerichtshofes über die
Zuständigkeit zur Regelung der unschädlichen

Beseitigung von Abfällen

Gemäß § 56 Abs. 4 des Verfassungsgerichts-
hofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird folgender
Rechtssatz kundgemacht, in dem der Verfassungs-
gerichtshof die Feststellung seines Erkenntnisses
vom 23. März 1976, K II-1/75-33, — dem Bun-
deskanzleramt zugestellt am 15. April 1976 —
zusammengefaßt hat:

„Die Regelung der unschädlichen Beseitigung
von Abfällen fällt insoweit in die Zuständigkeit
der Länder, als sie nicht in Angelegenheiten
erfolgt, deren Regelung der Gesetzgebung des
Bundes vorbehalten ist."

Kreisky

188 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 23. April 1976 über die Aufhebung des
§ 1 7 des Verwaltungsstrafgesetzes — VStG

1950 durch den Verfassungsgerichtshof
Gemäß Art. 140 Abs. 3 des Bundes-Verfas-

sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und gemäß
den §§ 64 und 65 des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 10. März 1976, G 37/75, — dem
Bundeskanzleramt zugestellt am 15. April 1976 —
den § 17 des Verwaltungsstrafgesetzes — VStG
1950, Anlage 3 zur Kundmachung der Bundes-
regierung vom 23. Mai 1950 über die Wieder-
verlautbarung von Rechtsvorschriften auf dem
Gebiete des Verwaltungsverfahrens, BGBl.
Nr. 172/1950, als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
28. Feber 1977 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Kreisky


